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bau zum Ausdruck bringt, dem Arzt bzw. Zahnarzt in 
zweifacher Ausfertigung zu übergeben. Eine weitere 
Ausfertigung ist der Kaderakte beizufügen.

§10
Ausbildungsdauer

(1) Die Fachausbildung beginnt mit Aufnahme der 
beruflichen Tätigkeit nach Erteilung der ärztlichen 
bzw. zahnärztlichen Approbation.

(2) Die Ausbildungszeit beträgt für alle Fachrichtun­
gen 5 Jahre.

(3) Die Dauer der Fachausbildung in den einzelnen 
Ausbildungsabschnitten richtet sich nach der Erfüllung 
der in den Ausbildungsstandards festgelegten Anforde­
rungen. Eine zeitliche Verlängerung oder Verkürzung 
einzelner Ausbildungsabschnitte — die Gesamtausbil­
dungszeit verkürzt bzw. verlängert sich dadurch nicht — 
ist möglich, wenn das Ausbildungsziel in einem oder 
mehreren Ausbildungsabschnitten noch nicht oder be­
reits vorzeitig erreicht wurde. Die Entscheidung dar­
über obliegt dem Ausbildungsleiter. Kann eine Eini­
gung nicht erzielt werden, hat der Ausbildungsleiter 
sofort die Entscheidung durch den zuständigen Be­
zirksarzt zu veranlassen.

(4) Der Arzt oder Zahnarzt stellt nach Ablauf der 
Ausbildungszeit den Antrag auf Zulassung zur Prüfung 
(§ 16) und Erteilung der staatlichen Anerkennung als 
Facharzt bzw. Fachzahnarzt (§ 17). Der Antrag ist über 
den Rat des Bezirkes, Abteilung Gesundheits- und 
Sozialwesen, bei der zuständigen Fachkommission ein­
zureichen. Dem Antrag sind beizufügen:

a) Lebenslauf und ausgefüllter Personalbogen,
b) beglaubigte Abschrift der Approbationsurkunde,
c) ausführliche Beurteilung mit dem Nachweis der 

Erfüllung des Ausbildungsstandards,
d) Nachweis über die Entrichtung der Prüfungsge­

bühr.
(5) Die Unterlagen über die Fachausbildung und Prü­

fung sind nach erfolgreich abgelegter Prüfung dem Rat 
des Bezirkes, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, 
zur Erteilung der staatlichen Anerkennung als Fach­
arzt bzw. Fachzahnarzt zu übermitteln. Bei diesem 
verbleiben die Unterlagen.

(6) Wird nach Ablauf der Ausbildungszeit kein An­
trag auf Zulassung zur Prüfung gestellt, ist der Aus­
bildungsleiter verpflichtet, dies dem Bezirksarzt mitzu­
teilen und zu begründen.

§11
Unterbrechung der Ausbildung

(1) Die Fachausbildung ist grundsätzlich ohne Unter­
brechung durchzuführen. Uber die Unterbrechung der 
Fachausbildung in begründeten Fällen — ausgenommen 
die Fälle, in denen ein gesetzlicher Anspruch auf Unter­
brechung der Tätigkeit geltend gemacht wird — ent­
scheidet der zuständige Bezirksarzt nach Stellungnahme 
des Ausbildungsleiters.

(2) Unterbrechungen, die sich aus der Inanspruch­
nahme gesetzlicher Bestimmungen ergeben, sind dem 
zuständigen Bezirksarzt unverzüglich vom Ausbildungs­
leiter mitzuteilen.

(3) Ärztinnen und Zahnärztinnen kann auf Antrag, 
unter Berücksichtigung ihrer Pflichten als Frau und 
Mutter, die Möglichkeit gegeben werden, ihre Fachaus­
bildung in zeitlich nicht zusammenhängenden Teilab­

schnitten durchzuführen. Beim Abschluß der ent­
sprechenden Vereinbarungen sind die Festlegungen ge­
mäß Abs. 4 zu berücksichtigen.

(4) Bei Unterbrechung bzw. Durchführung der Fach­
ausbildung in Teilabschnitten sind Festlegungen über 
die Bedingungen und den Zeitpunkt der Wiederauf­
nahme sowie über notwendige Verlängerungen der 
Ausbildungszeit zwischen dem Arzt bzw. Zahnarzt und 
dem Ausbildungsleiter zu treffen. Es können Verein­
barungen abgeschlossen werden, die eine bedingte Fort­
führung der Fachausbildung ermöglichen (z. B. Selbst­
studium). Bei Wiederaufnahme der Fachausbildung ent­
scheidet der Ausbildungsleiter über deren Anerkennung 
für die Ausbildung. Kann eine Einigung nicht erzielt 
werden, entscheidet der zuständige Bezirksarzt.

§ 12
Versagung der Aufnahme oder Fortsetzung der Aus­

bildung
(1) Die Aufnahme oder Fortsetzung der Fachausbil­

dung ist durch den zuständigen Bezirksarzt zu versagen, 
wenn sich aus Tatsachen ergibt, daß die Eignung oder 
Zuverlässigkeit, physische oder andere entscheidende 
Voraussetzungen für die berufliche Betätigung in der 
gewählten Fachrichtung fehlen oder nicht geschaffen 
werden können.

(2) Die Entscheidung über die Versagung ist aufzu­
heben, wenn die Gründe für diese entfallen sind oder 
wenn eine spätere fachärztliche bzw. fachzahnärztliche 
Tätigkeit unbedenklich erscheint.

(3) Gegen die Versagung der Aufnahme oder Fort­
setzung der Fachausbildung oder gegen die Ablehnung 
des Antrages auf Aufhebung der Versagung besteht das 
Recht des Einspruchs und der Beschwerde entsprechend 
den Bestimmungen des § 24.

§13
Fachrichtungswechsel

(1) Die Fachausbildung erfolgt nur in einer Fach­
richtung.

(2) Eine zweite Fachausbildung nach Abschluß der 
ersten Ausbildung ist in der Regel nicht zulässig. Da­
von wird die weitere Spezialisierung in Teilgebieten 
des Faches nicht betroffen.

(3) In besonders begründeten Fällen kann nach Ab­
schluß der ersten Fachausbildung eine zweite Ausbil­
dung genehmigt werden, wenn

a) ein dringendes medizinisches, wissenschaftliches 
oder gesellschaftliches Bedürfnis für eine Fachaus­
bildung in einer zweiten Fachrichtung besteht,

b) aus gesundheitlichen Gründen eine zweite Fach­
ausbildung notwendig wird.

■Die Entscheidung hierüber trifft • der zuständige Be­
zirksarzt. Dabei ist nach Beratung mit der zuständigen 
Fachkommission festzulegen, welche zusätzlichen An­
forderungen für die weitere Fachausbildung zu erfül­
len sind.

(4) Der Wechsel der Fachrichtung vor Abschluß der 
Fachausbildung kann vom Bezirksarzt genehmigt wer­
den, wenn Gründe im Sinne des Abs. 3 vorliegen oder 
sich die fachliche Nichteignung für das erste gewählte 
Fachgebiet ergibt.

§ 14
Bestimmungen zum Arbeitsvertrag

(1) Die Aufgaben in der Fachausbildung sind im Ar­
beitsvertrag so festzulegen, daß die Einheit von beruf-


